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Zweifel am Bebauungsplan Wiesenstral3e

Der Bebauungsplan 112
(Blockinnenbebauung
Wiesenstraf3e) ist zwar
rechtsglltig - wird aber wohl vor

| dem Oberverwaltungsgericht
(OVG) Minster landen. "Wir

X erwagen eine

. Normenkontrollklage", sagte
Norbert Miller, einer der Sprecher
der Biirgerinitiative.

Die Bl hatte lange versucht, die
geplante Bebauung zu verhindern
oder zumindest einzuschranken,
was die Zahl der erlaubten
Wohneinheiten anbelangt.
Vergeblich. Und einen giltigen
Bebauungsplan kann nur ein OVG (im Wege einer Normenkontrollklage)
oder der Rat selber aufheben.

Die Larmwerte auf der SchitzenstralRe
wurden falsch ermittelt. Sagt Anwohner
Joachim Jiurgens. WAZ -Bild: Wolfgang
Quickels

Per Zufall stiel3 Joachim Jurgens, Anwohner der angrenzenden
SchiitzenstralRe, in einem anderen Verfahren auf Angaben aus dem
Larmschutz-Gutachten, das dem Bebauungsplan Wiesenstral3e
zugrunde liegt. "Die Larmwerte sind falsch ermittelt”, sagte Jurgens
gegenuber der WAZ.

Begruindung: Der Gutachter (Ingenieurbiiro afi Arno Florke) habe bei der
Berechnung des Larms dem Verkehr auf der Schitzenstral3e einen Lkw-
Anteil von 10 Prozent zugebilligt und dadurch eine Belastung von 65,3
dB(A) errechnet. Jirgens: "Nach den Larmschutzrichtlinien waren aber
fur die Schitzenstraf’e 20 Prozent Lkw-Anteil richtig gewesen. Dann ist
die Larmbelastung 3,6 Dezibel héher, und schon drei Dezibel kommen
einer Verdoppelung des Larms gleich."

Jirgens fuhrte weiter aus, dass der Gutachter dem Verkehr auf der
Ewaldstraf3e 20 Prozent Lkw-Anteil zugemessen - die Schiitzenstral3e
aber der WiesenstralRe gleichgesetzt habe (beide 10 Prozent). "Nach
den Richtlinien miissen fur Landes -, Gemeinde- und StadtstrafRen 20
Prozent angesetzt werden. 10 Prozent gelten fir Gemeindewege wie die
Wiesenstral3e." (Jurgens).

Stadtbaurat Volker Lindner mochte sich nicht dazu &uf3ern, wieviel
Prozent richtig sind. "Wir gehen davon aus, dass der Gutachter die
Werte nach den Vorschriften ermittelt hat." Auf keinen Fall werde die
Verwaltung deshalb dem Rat vorschlagen, den Bebauungsplan 112
wieder aufzuheben. "Wer den Bebauungsplan fiir fehlerhaft halt, der
muss das vor Gericht Uberpriifen lassen."

Nach Auskunft von Dr. Wolfgang Wesener, Recklinghduser Fachanwalt
flir Verwaltungsrecht, gilt in der Rechtsprechung eine Abweichung von
mehr als drei Dezibel als relevant. "Das wird dann in der Regel als
Abwagungsfehler angesehen, und Abwéagungsfehler fihren vor dem
Oberverwaltungsgericht zur Aufhebung von Bebauungsplanen”, sagte
Dr. Wolfgang Wesener.
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Stadtbaurat Volker Lindner mochte sich nicht dazu äußern, wieviel
Prozent richtig sind. "Wir gehen davon aus, dass der Gutachter die
Werte nach den Vorschriften ermittelt hat." Auf keinen Fall werde die
Verwaltung deshalb dem Rat vorschlagen, den Bebauungsplan 112
wieder aufzuheben. "Wer den Bebauungsplan für fehlerhaft hält, der
muss das vor Gericht überprüfen lassen."
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Das wird dann in der Regel als
Abwägungsfehler angesehen, und Abwägungsfehler führen vor dem
Oberverwaltungsgericht zur Aufhebung von Bebauungsplänen", sagte
Dr. Wolfgang Wesener.


